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Abschluß eines Nutzungs- bzw. Mietvertrages, der auf der 
Grundlage des Zivilgesetzbuches abzuschließen ist, nicht be­
reit, oder einigen sie sich nicht über seinen Inhalt, werden 
die gegenseitigen Rechte und Pflichten auf Antrag durch den 
zuständigen Rat verbindlich festgelegt. Sind Nutzungsver- 
träge nach dem Vertragsgesetz abzuschließen, entscheidet in 
diesen Fällen darüber das Staatliche Vertragsgericht.

(3) Bei Entzug der Zuweisung sind die Partner von Nut­
zungs- bzw. Mietverträgen über Gewerberaum verpflichtet, 
das Nutzungs- bzw. Mietverhältnis zu beenden.

§9
Baumaßnahmen

(1) Die Rechtsträger, Eigentümer sowie sonstigen Verfü­
gungsberechtigten von Gebäuden, baulichen Anlagen und 
Freiflächen mit Gewerberaum sind zur Sicherung einer plan­
mäßigen Gewerberaumversorgung verpflichtet, die Instand­
haltung, die Instandsetzung, die Modernisierung sowie den 
Um- und Ausbau des Gewerberaumes im Rahmen des Planes 
zu gewährleisten. Die Nutzer sind in diese Maßnahmen ein­
zubeziehen.

(2) Werden Maßnahmen der Instandhaltung, Instandset­
zung, Modernisierung und des Um- und Ausbaus vom Nutzer 
durchgeführt, ist das zwischen dem Rechtsträger, Eigentümer 
oder sonstigen Verfügungsberechtigten und dem Nutzer von 
Gewerberaum schriftlich zu vereinbaren.

(3) Die Nutzer von Gewerberaum sind verpflichtet, ent­
sprechend den volkswirtschaftlichen Erfordernissen Maßnah­
men zur Instandhaltung, Instandsetzung und Modernisierung 
der von ihnen vorgenommenen Ausstattung des Gewerbe­
raumes einschließlich der angeschlossenen oder angebrachten 
Einrichtungsgegenstände im Rahmen des Planes zu gewähr­
leisten.

(4) Kommen Rechtsträger, Eigentümer, sonstige Verfü­
gungsberechtigte oder Nutzer ihren Pflichten gemäß den Ab­
sätzen 1 oder 3 nicht nach, können die Räte der Städte, Stadt­
bezirke und Gemeinden ihnen zur Durchsetzung dieser Pflich­
ten durch Beschluß Auflagen erteilen. Bei Nichterfüllung kön­
nen die entsprechenden baulichen Maßnahmen für den Ver­
pflichteten und auf dessen Kosten in Auftrag gegeben wer­
den (Ersatzvornahme).

§10

Aufgaben der Rechtsträger, Eigentümer 
oder sonstigen Verfügungsberechtigten 

sowie der Nutzer von Gewerberaum

(1) Die Rechtsträger, Eigentümer oder sonstigen Verfü­
gungsberechtigten sind verpflichtet, über den Gewerberaum 
einen vollständigen Nachweis zu führen und ihn ständig ak­
tuell zu halten.

(2) Die Rechtsträger, Eigentümer und sonstigen Verfü­
gungsberechtigten sind verpflichtet, dem für die Gewerbe­
raumlenkung zuständigen örtlichen Rat freien, freiwerdenden 
und neu geschaffenen Gewerberaum, Veränderungen am Ge­
werberaum durch Maßnahmen der Modernisierung und des 
Um- und Ausbaus sowie die unberechtigte Nutzung des Ge­
werberaumes unverzüglich zu melden.

(3) Die Nutzer sind verpflichtet, dem für die Gewerbe­
raumlenkung zuständigen örtlichen Rat
— auf Verlangen Auskunft über den Umfang der Nutzung 

des Gewerberaumes zu geben und
— Besichtigungen durch Beauftragte des Rates des Kreises, 
\ der Stadt, des Stadtbezirkes oder der Gemeinde zu gestat­

ten. Diese Pflichten haben auch die Rechtsträger, Eigen­
tümer oder sonstigen Verfügungsberechtigten von Gewer­
beraum zu erfüllen.

(4) Die Rechtsträger, Eigentümer und sonstigen Verfü­
gungsberechtigten von Gewerberaum sind verpflichtet, dem 
Nutzer auf der Grundlage einer Zuweisung die Nutzung des 
Gewerberaumes zu ermöglichen.

Durchsetzung von Entscheidungen 
und Ordnungsstrafmaßnahmen

§11

(1) Die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden kön­
nen unter Festsetzung einer Frist von mindestens 4 Wochen 
die Räumung von Gewerberaum anordnen, wenn
— dem Nutzer die Zuweisung entzogen wurde,

— dem Bürger die Gewerbegenehmigung oder eine andere 
staatliche Genehmigung zur Ausübung der gewerblichen 
Tätigkeit entzogen wurde,

— dem Bürger eine Gewerbegenehmigung nicht erteilt 
wurde.

(2) Die Räumung von Gewerberaum, der ohne Zuweisung 
genutzt wird, kann unter Festsetzung einer Frist von 1 Woche 
angeordnet werden. Das gilt auch für nicht genehmigten oder 
nicht wie genehmigt durchgeführten Tausch von Gewerbe­
raum.

(3) Zur Durchsetzung der Räumung von Gewerberaum 
kann Zwangsgeld angewandt oder die kostenpflichtige Räu­
mung auf dem Verwaltungswege durchgeführt werden. 
Zwangsgeld und die Räumung auf dem Verwaltungswege sind 
schriftlich anzudrohen. Die Androhung eines Zwangsgeldes 
muß enthalten:

a) die genaue Bezeichnung der Handlung, deren Durchfüh­
rung erzwungen werden soll,

b) die Frist, innerhalb der die Handlung durchgeführt wer­
den soll,

c) die Höhe des angedrohten Zwangsgeldes.

§12

Wird die Räumung nicht in der Frist gemäß § 11 Abs. 3 
durchgeführt, kann das Zwangsgeld festgesetzt oder die ko­
stenpflichtige Räumung auf dem Verwaltungswege durchge­
führt werden.

§13

(1) Zwangsgeld kann zur Durchsetzung der Entscheidungen 
gemäß § 11 Absätze 1 und 2 bis zur Höhe von 5 000 M fest­
gesetzt werden. Die Höhe des Zwangsgeldes ist unter Berück­
sichtigung der Bedeutung der Erfüllung der staatlichen Ent­
scheidung festzusetzen. Das Zwangsgeld kann bei Nichter­
füllung der Entscheidung wiederholt festgesetzt werden. Die 
wiederholte Festsetzung ist erneut schriftlich anzudrohen.

(2) Die Pflicht zur Zahlung des Zwangsgeldes wird von der 
Räumung auf dem Verwaltungswege nicht berührt. Ist die 
Räumung innerhalb der gemäß § 11 Abs. 3 festgelegten Frist 
vollzogen worden, kann das festgesetzte Zwangsgeld nicht 
mehr gefordert werden.

(3) Das festgesetzte Zwangsgeld ist auf Ersuchen des Rates 
der Stadt, des Stadtbezirkes oder der Gemeinde nach den 
Rechtsvorschriften über die Vollstreckung von Geldforderun­
gen der Staatsorgane zu vollstrecken. Gehört der Zwangs­
geldschuldner zum Bereich der sozialistischen Wirtschaft, ist 
das Zwangsgeld aufgrund eines Vollstreckungsauftrages des 
Rates der Stadt, des Stadtbezirkes oder der Gemeinde an die 
kontoführende Bank vom Konto des Zwangsgeldschuldners 
abzubuchen und auf das dafür vorgesehene Konto zu über­
weisen.


